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Mitglieder-Info Nr. 03/2016 
 
a) Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozial-

gesetzbuch – Rechtsvereinfachung (BR-Drs. 66/16) 

b) Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
„Soziale Menschenrechte von Menschen mit Behinderung und Diskriminie-
rungen beim Zugang zum Arbeitsmarkt“ (BT-Drs. 18/7467) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Bundesregierung hat den o.g. Gesetzentwurf eines Neunten Gesetzes zur Ände-
rung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch vorgelegt (Anlage 1).  

Mit Art. 3 des Entwurfs sind überraschend auch Änderungen bei den Zielgruppen 
und der Förderung von Integrationsprojekten nach §§ 132 ff. SGB IX vorgesehen. 
Dies betrifft zum einen die Einbeziehung von langzeitarbeitslosen schwerbehinderten 
Menschen (§ 132 Abs. 2 Nr. 4 SGB IX n. F.) sowie den Personenkreis der psychisch 
behinderten und von einer solchen Behinderung bedrohter Menschen, der nach den 
Neuregelungen von den besonderen Unterstützungsmaßnahmen in Integrationspro-
jekten profitieren soll (§ 132 Abs. 4 und § 133 SGB IX n. F.).  

Nach erster Bewertung der Geschäftsstelle werfen die Aufnahme des Personenkrei-
ses der psychisch behinderten Menschen und die Aufnahme der langzeitarbeitslosen 
schwerbehinderten Menschen aus dem SGB II-Bereich neue Abgrenzungsfragen 
und Schnittstellenprobleme zwischen den Reha-Trägern und den Integrationsämtern 
auf. Berührt wird die Schnittstelle zur Eingliederungshilfe zumindest insoweit, als die 
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BAGüS 
Bundesarbeitsgemeinschaft  
der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 

Förderung des Personenkreises der psychisch behinderten Menschen in Integrati-
onsprojekten in „Konkurrenz“ zur Förderung sogenannter „Werkstattwechsler“ und 
„Werkstattvermeider“ (vgl. § 132 Abs. 2 Nr. 2 und 3 SGB IX) stehen bzw. deren 
Chancen auf Arbeitsplätze in Integrationsprojekten verschlechtern könnte.  

Insgesamt stellt sich die Frage, warum diese Änderungen nicht in das Gesetzge-
bungsverfahren zum Bundesteilhabegesetz (BTHG) einfließen. Mit dem BTHG sollen 
umfassende Änderungen zur Teilhabe am Arbeitsleben im SGB IX erfolgen, die auch 
den o.g. Personenkreis betreffen. 

Ich bitte um Kenntnisnahme. Sollten Sie Hinweise zum Gesetzentwurf haben, bitte 
ich Sie, diese der Geschäftsstelle zu übermitteln.  

 

Als Anlage 2 habe ich die o.g. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion DIE LINKE „Soziale Menschenrechte von Menschen mit Behinderung 
und Diskriminierungen beim Zugang zum Arbeitsmarkt“ beigefügt.  

Die Bundesregierung führt in ihrer Antwort u.a. aus, dass für diejenigen Menschen 
mit Behinderungen, die Anspruch auf Aufnahme in eine Werkstatt für behinderte 
Menschen haben, künftig mit dem Bundesteilhabegesetz Wahlmöglichkeiten eröffnet 
werden, entweder in einer Werkstatt für behinderte Menschen zu verbleiben, zu ei-
nem anderen Leistungsanbieter zu wechseln oder eine Beschäftigung auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt aufzunehmen (Antwort auf Frage Nr. 4/S. 5 der Drucksache). 

Die Bundesregierung weist auch darauf hin, dass Regelungen für einen erleichterten 
Zugang langzeitarbeitsloser Menschen mit Behinderungen zu Integrationsprojekten 
sich in Vorbereitung befänden (vgl. Antwort auf Frage Nr. 5 und 6/S. 6 der Drucksa-
che). 

Die Bundesregierung erläutert, dass Menschen mit psychischen Behinderungen sich 
in Werkstätten für behinderte Menschen oftmals nicht angemessen gefördert fühlten 
und deshalb dort keine Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben in Anspruch näh-
men. Andere Leistungsanbieter und ein Budget für Arbeit sollten gerade auch diesen 
Menschen künftig eine bessere Teilhabe am Arbeitsleben ermöglichen (vgl. Antwort 
auf Frage Nr. 7/S. 7 der Drucksache).  

In ihrer Antwort auf die Fragen Nr. 18 bis 21 (S. 11 ff. der Drucksache) äußert sich 
die Bundesregierung zur Förderung einer Beschäftigung auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt mit dem Instrument des Eingliederungszuschusses (EGZ) nach § § 88 bis 
92 SGB III und erläutert dabei u.a., warum das entsprechende Antragsrecht aus-
schließlich beim Arbeitgeber liegt. Auf die weiteren Ausführungen zum EGZ in der 
Antwort der Bundesregierung darf ich verweisen. Ich bitte um Kenntnisnahme. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 


